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K R A N K E N H A U S V E R S O R G U N G

Krankenkassen fordern 
 Reformen
Mit einem Positionspapier zur Krankenhausversorgung und -planung 
will die Arbeitsgemeinschaft der Krankenkassen in Bayern (ARGE) 
Impulse für eine dringend erforderliche Debatte setzen. Darin erklärt 
sich die ARGE bereit, den angestrebten Veränderungsprozess aktiv 
mitzugestalten.

D
as Positionspapier benennt die 
bestehenden Probleme und De-
fizite in der Planung und der 
Versorgung im stationären Sek-

tor und formuliert zugleich konkrete An-
passungsmaßnahmen. Im Mittelpunkt 
dabei steht die Frage: Welche und wie 
viele Krankenhäuser braucht der Gesund-
heitsstandort Bayern um eine optimale, 
an den Bedürfnissen der Patienten orien-
tierte Krankenhausversorgung sicherzu-
stellen? Oder anders gefragt: Wie soll-
te die Krankenhausstruktur im Freistaat 
unter Berücksichtigung der bestmög-
lichen Qualität, der wirtschaftlichen Trag-
fähigkeit sowie unter dem Gesichtspunkt 
der Wohnortnähe aussehen?

Die bisherige Struktur – so die Diag-
nose – weist erhebliche Defizite auf und 
wird angesichts des immer akuter wer-
denden Personalmangels in den Kranken-
häusern und in Anbetracht der zwischen-
zeitlich wissenschaftlich nachgewiesenen 
Qualitätsmängel vor allem in kleineren 
Kliniken nicht mehr aufrecht zu erhalten 
sein. Der Bundesgesetzgeber hat in den 
zurückliegenden Jahren mehrfach die 

Qualitätsanforderungen an die Kranken-
hausträger verschärft und z. B. beim 
Thema Personaluntergrenzen neue Maß-
stäbe gesetzt. Dies wird in der Kranken-
hausplanung zu berücksichtigen sein und 
nicht mit einer einfachen Fortschreibung 
des Status quo zu beheben sein.

Die Krankenkassen und ihre Verbände 
begrüßen deshalb den erklärten politi-
schen Willen der Bayerischen Staats-
regierung, die Krankenhausstrukturen 
nicht nur zu erhalten, sondern auch be-
darfsgerecht weiterzuentwickeln. Die 
Ankündigung der Koalition aus CSU und 
Freien Wählern die Krankenhausträger 
aktiv bei der Entwicklung eines pas-
senden Nutzungskonzepts für die Zu-
kunft zu unterstützen, sieht die ARGE der 
Krankenkassen in Bayern als wichtigen 
Schritt zur Neuordnung der Strukturen. 
Hier wird es darauf ankommen, gezielt 
auf die betroffenen Träger zuzugehen und 
Lösungen zu erarbeiten.

Neben der Strukturthematik greifen 
die Krankenkassen in ihrem Positions-
papier weitere Kernbereiche der 
Krankenhauspolitik auf und laden alle 
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Die Pflege-Suchmaschine des Ersatz-
kassenverbandes www.pflegelotse.de 
ist zum dritten Mal in Folge mit 
dem Preis „Deutschlands Beste On-
line-Portale“ ausgezeichnet worden.

Mit 1,2 Millionen Besuchern im 
Monat hat sich der vdek-Pflegelot-
se in den zurückliegenden Jahren zu 
einem der Marktführer entwickelt 
und umfasst rund 25.000 Anbieter 
in der ambulanten und stationären 
Pflege. Das sind Pflegeheime, ambu-
lante Pflegedienste und häusliche 
Betreuungsdienste.

Den Nutzern aus Bayern gibt der 
vdek-Pflegelotse die Auskunft über 
2.079 ambulante Pflegedienste und 
1.473 stationäre Pflegeeinrichtungen, 
darunter 1.272 Einrichtungen, die 
auch Kurzzeitpflege anbieten. 
Dazu kommen 477 Tagespflegeein-
richtungen, 20 Hospize und 51 Teams 
der spezialisierten ambulanten 
Palliativversorgung, sechs davon 
speziell für Kinder und Jugendliche.
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die Qualität konkreter Leistungen im 
Krankenhaus als defizitär. Es fehlen bei-
spielsweise allgemeinverständliche In-
formationen, die bei der Auswahl des ge-
eigneten Krankenhauses helfen können.

Eine medizinische und pflegerische 
Versorgung muss für den Patienten be-
nutzerfreundlich, erkennbar und ver-
ständlich dargestellt werden. Nur so kann 
ein qualitätsbewusstes Verhalten des 
Versicherten bei der Krankenhausaus-
wahl sicher gestellt werden. Die Arbeits-
gemeinschaft weist auf die bereits vor-
handenen Verfahren und Instrumenten 
zur Messung und Darstellung von Ver-
sorgungsqualität hin und fordert ihre 
konsequente Nutzung.

Qualität als Kriterium der 
 Krankenhausplanung

Kritisch stellt die Arbeitsgemeinschaft fest, 
dass wichtige Qualitätsaspekte weiterhin 
keine ausreichende Berücksichtigung im 
bayerischen Krankenhausplanungsprozess 
finden, obwohl der Bundesgesetzgeber 
mittlerweile die Notwendigkeit einer quali-
tätsorientierten Steuerung in der stationä-
ren Versorgung vorschreibt. Daher erwartet 
die Arbeitsgemeinschaft, dass der Freistaat 
Bayern sich zu den vom Gemeinsamen 
Bundesauschuss bereits entwickelten und 
noch weiter zu entwickelnden Indikatoren 
für die Struktur-, Prozess- und Ergebnis-
qualität bekennt und diese auch tatsäch-
lich zur Grundlage für seine Planungsent-
scheidungen macht.

Die Qualität der stationären Leistun-
gen soll entscheiden, ob, an welchem Ort 
und in welchem Umfang sie erbracht wer-
den darf. Es muss selbstverständlich sein, 
dass die Krankenhäuser die Einhaltung 
der Qualitätsvorgaben regelmäßig und 
verbindlich nachweisen. Schlechte Quali-
tät muss zwingend Konsequenzen haben. 
Verletzt ein Krankenhaus dauerhaft die 
Qualitätsstandards, muss es rechtssicher 
von der Erbringung der betroffenen Leis-
tung ausgeschlossen werden.

Angesichts der in mehreren wissen-
schaftlichen Studien belegten Erkenntnis, 

Beteiligten – Politik, Krankenhäuser und 
Krankenkassen – ein, die notwendigen 
Reformen gemeinsam anzugehen.

Patienten im Mittelpunkt der 
 Krankenhausversorgung

Die Arbeitsgemeinschaft kritisiert den zu-
nehmenden Einfluss ökonomischer Fehl-
anreize auf die präferierte Behandlungs-
methode. In einer wachsenden Zahl von 
Fällen bestimmt nicht der tatsächliche 
Therapiebedarf, sondern eher die be-
triebswirtschaftliche Kalkulation die 
Therapieentscheidung. Dadurch werden 
Patientenschutz bzw. Patientensicherheit 
immer wieder auf bedenkliche Weise in 
Mitleidenschaft gezogen. Deshalb fordern 
die Krankenkassen und ihre Verbände ein 
erweitertes Verständnis von Patienten-
schutz, eine umfassende Patientensicher-
heitskultur in den Krankenhäusern sowie 
eine aktivere Einbindung von Patienten.

Um diese Ziele zu erreichen, sind aus 
Sicht der Krankenkassen, folgende Maß-
nahmen erforderlich:

• Formulierung einer verbindlichen 
bundeseinheitlichen Hygiene-Richt-
linie mit Mindestanforderungen an 
die Struktur- und Prozessqualität 
von Hygienemaßnahmen.

• Anschluss aller Krankenhäuser an 
einrichtungsübergreifende Fehler-
meldesystemen.

• Etablierung eines Implantateregis-
ters für sämtliche Hochrisikomedizin-
produkte mit einer Teilnahmever-
pflichtung für alle Beteiligten und 

• Systematische Erfassung aller Er-
fahrungen von Patienten und An-
gehörigen im Therapieprozess, um 
Fehlerquellen aufzudecken und 
Verbesserungspotentiale zu identi-
fizieren.

Patienteninformation – transparent, 
benutzerfreundlich und verständlich

Die Arbeitsgemeinschaft bewertet die 
Informationspraxis der Kliniken gegen-
über ihren Patienten, insbesondere über 

Dass die Krankenhausversorgung in 
Deutschland dringend neu geordnet 
werden muss, ist mittlerweile eine 
allgemein anerkannte Tatsache. Zu 
viele kleine Krankenhäuser mit un-
zureichender Ausstattung. Zu viele 
Kliniken mit massiven Personaleng-
pässen. Und immer mehr defizitäre 
Häuser, die mühsam am Netz ge-
halten werden, obwohl weder die be-
triebswirtschaftlichen noch die qua-
litativen Voraussetzungen für einen 
Weiterbetrieb der Einrichtungen vor-
handen sind.

Der lange verschleppte 
Konzentrationsprozess muss endlich 
krankenhausplanerisch angegangen 
werden. Planbare Operationen 
müssen dorthin gesteuert werden, 
wo die beste Versorgung sicher-
gestellt ist und Notfallmedizin darf 
nur noch dort stattfinden, wo Not-
fälle auch vollumfänglich therapiert 
werden können. Nicht die politi-
sche Opportunität, sondern die Pro-
zess- und Ergebnisqualität müssen 
in den Mittelpunkt der Strukturent-
scheidungen gerückt werden.

Die Verantwortung für das 
Patientenwohl muss über allem ste-
hen und darf nicht länger hinter dem 
Wunsch nach Strukturerhalt zurück-
stehen. Die staatlichen Planungs-
behörden kommen an einer durch-
greifenden Generalüberholung 
der Strukturen einfach nicht mehr 
 vorbei.

K O M M E N T A R

 Patientensicherheit 
geht vor 
 Strukturerhalt

von 
DR. RALF LANGEJÜRGEN 
Leiter der 
vdek-Landesvertretung 
Bayern
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»Mit 246 Krankenhäusern 
pro 10 Millionen Einwohner 
hat Bayern die höchste 
Krankenhausdichte eines 
Flächenlandes in der Bundes-
republik.«

dass die Sterblichkeit von Patienten 
in Krankenhäusern mit niedrigen Fall-
zahlen spürbar höher ist als in Kranken-
häusern mit höheren Fallzahlen und 
größerer Routine, fordert die Arbeits-
gemeinschaft eine strikte Umsetzung der 
neuen Mindestmengenregelungen des 
Gemeinsamen Bundesausschusses. Klare 
Vorgaben für Mindestmengen verbessern 
die Qualität der Patientenbehandlung. 
Deshalb sollten Abweichungen von 
Mindestmengenvorgaben nur im Aus-
nahmefall gewährt werden.

Fehlversorgung beseitigen

Seitdem die Krankenhausvergütung auf 
der Grundlage von Fallpauschalen erfolgt, 
hat sich die Verweildauer der Patienten 
deutlich reduziert. Das führt aber nicht 
dazu, dass die freigewordenen Betten ab-
gebaut werden, sondern die Kapazitäten 
werden in vielen Fällen missbräuchlich 
für Fallzahlsteigerungen genutzt . Die 
tatsächliche Bettennutzung wird in der 
aktuellen Krankenhausplanung nicht 
berücksichtigt, bemängelt die Arbeits-
gemeinschaft.

Ein weiteres Problem sehen die 
Krankenkassen und ihre Verbände darin, 
dass der planerische Versorgungsauftrag 

eines Krankenhauses nur ungenau de-
finiert wird. Das Leistungsspektrum 
eines Krankenhauses wird dadurch fak-
tisch kaum eingegrenzt. Folglich weiten 
Krankenhäuser ihr Leistungsgeschehen 
vermehrt aus. Die daraus resultierenden 
medizinischen Eingriffe am Rande der 
Notwendigkeit gefährden die Gesund-
heit der Patienten und verursachen zu-
sätzliche Kosten.

Die Arbeitsgemeinschaft fordert des-
halb eine Anpassung der bisherigen 
Planungsgrundsätze an den tatsächlichen 
medizinischen Versorgungsbedarf unter 
Berücksichtigung des demographischen 
Wandels und des technologischen Fort-
schritts. Wichtig dabei ist, dass die 
Krankenhausplanung zukünftig prospek-
tiv ausgerichtet wird. Der Fokus sollte 
nicht mehr auf einer standortbasierten, 
sondern auf einer erreichbarkeits-
orientierten Versorgungsplanung liegen. 
Nur so kann eine umfassende flächen-
deckende medizinische Versorgung der 
Bevölkerung langfristig sichergestellt 
werden.

Strukturwandel aktiv vorantreiben

Mit 246 Krankenhäusern pro 10 Millio-
nen Einwohner hat Bayern die höchste 

Krankenhausdichte eines Flächenlandes 
in der Bundesrepublik. Auch bundesweit 
am größten ist mit 57 Prozent der Anteil 
der kleinen Krankenhäuser mit weniger 
als 150 Betten. Die bayerischen Kranken-
häuser werden seit Jahren nur zu 77 Pro-
zent ausgelastet. Jede zweite Klinik in 
Bayern schrieb 2018 rote Zahlen. Eine zu-
kunftssichere Krankenhausstruktur sieht 
anders aus.

Deshalb formulieren die Kranken-
kassen und ihre Verbände eine klare Er-
wartung an die staatliche Krankenhaus-
planung: Der Freistaat Bayern muss die 
Voraussetzungen dafür schaffen, dass die 
Angebotsstrukturen durch die Konzen-
tration von Leistungen und / oder Fach-
abteilungen gestrafft werden, Fehlver-
sorgung zurück geht und Qualität sowie 
Wirtschaftlichkeit der Krankenhausver-
sorgung steigen.

Faktoren wie regionale Demographie 
und Morbidität, räumliche und zeitliche 
Erreichbarkeit über Landkreisgrenzen 
hinweg sowie infrastrukturelle Gegeben-
heiten sollten ausschlaggebend dafür 
sein, welche Leistungen sinnvollerweise 
an welchen Krankenhausstandorten an-
geboten werden. Leistungen der Basis- 
und Notfallversorgung müssen weiterhin 
wohnortnah erbracht werden. Leistun-
gen der spezialisierten Medizin soll-
ten dagegen nur noch von Zentren an-
geboten werden, die nachweislich über 
eine besondere Behandlungskompetenz 
 verfügen.

Wenn die überflüssigen Kapazitäten 
ab- oder umgebaut werden, müssen alle 
gesundheitspolitischen Akteure der Be-
völkerung deutlich machen, dass der 
Konzentrationsprozess keine quantitative FO

TO
  m

ag
el

e-
pi

ct
ur

e 
– 

st
oc

k.
ad

ob
e.

co
m



bayern

Verschlechterung, sondern eine qualita-
tive Verbesserung der Krankenhausver-
sorgung mit sich bringt.

Die Krankenkassen und ihre Ver-
bände plädieren dafür, die Mittel aus dem 
Krankenhausstrukturfonds zielgerichtet 
und effizient für echte Projekte zur 
Strukturbereinigung zu nutzen. Sie sollen 
für den Abbau oder die Umwandlung von 
Krankenhausbetten genutzt werden und 
mithelfen den Konzentrationsprozess von 
Krankenhausstandorten durch struktur-
verbessernde Investitionen zu fördern.

Mehr Pflegefachkräfte durch den Abbau 
von überflüssigen Kapazitäten

Am Arbeitsmarkt für qualifizierte 
Pflegekräfte fehlt es momentan akut 
an geeigneten Bewerbern und Be-
werberinnen. Auch die jüngsten gesetz-
geberischen Maßnahmen zur Förderung 
der Pflege im Krankenhaus – so zum 
Beispiel die Festlegung von Personal-
untergrenzen für alle bettenführenden 
Abteilungen oder die Fortsetzung des 

Pflegestellenförderprogramms – kön-
nen nach Auffassung der Krankenkassen 
und ihrer Verbände nur eine Linderung, 
aber keine nachhaltige Problemlösung 
 bringen.

Angesichts der ungebremsten Aus-
gabensteigerungen ist es unverantwort-
lich, dass immer noch zu viel knap-
pes Personal in ineffiziente Strukturen 
gesteckt wird. Nur mit Hilfe gezielter 
Konzentration, klarer Spezialisierung 
und breiterer Kooperation können die 
Personalressourcen im Krankenhaus zu-
künftig effizient eingesetzt werden.

Ambulante und stationäre Versorgung 
verzahnen

Die Überkapazitäten in bayerischen 
Krankenhäusern und die drohende Unter-
versorgung mit Ärzten in ländlichen Ge-
genden sind zwei Seiten einer Medaille. 
Sie manifestieren ein akutes Verteilungs-
problem. Die ambulante und die statio-
näre Versorgung werden abgekoppelt 
voneinander geplant. Darin sehen die 

Krankenkassen und ihre Verbände einen 
Grund für die angespannte personelle 
Lage in beiden Bereichen. Sie plädieren 
deshalb für die Schaffung einheitlicher 
sektorenübergreifender Datengrundlagen 
und auf diesem Wege für eine sektoren-
übergreifende Bedarfsplanung.

Bei der Optimierung der bestehenden 
medizinischen Versorgungsstrukturen 
kann die Vernetzung der Gesundheits-
dienstleister und der Etablierung regio-
naler Versorgungsnetzwerke Abhilfe 
bringen. Die Öffnung oder Umwidmung 
der Krankenhäuser für ambulante Be-
handlungen kann zur Sicherstellung der 
wohnortnahen medizinischen Versorgung 
beitragen.

Ausreichende, nachhaltige und effiziente 
Investitionsfinanzierung des Staates

Nach Überzeugung der Arbeitsgemein-
schaft liegt die Ursache dafür, dass zahl-
reiche Krankenhäuser rote Zahlen schrei-
ben, in den fehlenden Investitionsmitteln. 
Die in einem Vergütungssystem nach 
Fallpauschalen erzielbaren Erlöse rei-
chen regelhaft bei wirtschaftlich arbei-
tenden Krankenhäusern zur Deckung der 
laufenden Betriebskosten aus. Die aus-
bleibenden Investitionsmittel zwingen 
die Krankenhäuser jedoch zu einer Quer-
finanzierung aus Eigenmitteln und auch 
in immer größeren Ausmaß aus den Be-
handlungserlösen, die eigentlich für die 
Deckung der Betriebskosten bestimmt 
sind. Es besteht ein Anreiz zur Mengen-
ausweitung in Leistungsbereichen mit 
ökonomischem Potential. Die Mengen-
ausweitung wirkt sich wiederum negativ 
auf die Patientenversorgung aus.

Daher fordert die Arbeitsgemein-
schaft die Sicherstellung einer aus-
reichenden, nachhaltigen und allokativ 
effizienten Investitionsfinanzierung. Sie 
muss in adäquater Relation zur Betriebs-
kostenfinanzierung der Kassen stehen. 
Eine Umstellung der Pauschalförderung 
auf leistungsbezogene Investitions-
bewertungsrelationen ist unerlässlich 
und kurzfristig anzustreben.  ÜBERFLÜSSIGE KRANKENHAUSBETTEN ABBAUEN!
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N A C H  D E R  E U R O P A W A H L

„Gesundheit ist nicht teilbar, es 
muss überall Solidarität geben“
Christian Zahn ist Präsident der AIM, des internationalen Dachverbands 
von Krankenversicherern auf Gegenseitigkeit. Er setzt sich für den 
 universellen Zugang zu bezahlbarer Gesundheitsversorgung ein.

Im Mai haben die die Wahlen zum Europäi-
schen Parlament stattgefunden. Auf welche 
Art und Weise leistet die EU einen Beitrag 
zur Gesundheitspolitik?
Zunächst einmal bin ich dankbar, dass 
die Wahlen nicht zu dem prognostizieren 
Rechtsruck geführt hat. Zwar sind diese 
Kräfte stark geworden, aber nicht stark 
genug um die Arbeit des Europäischen 
Parlamentes entscheidend zu beeinflussen. 
Denn Europa ist auch für das Gesundheits-
wesen enorm wichtig. Gesundheit ist nicht 
teilbar, es muss überall ein solidarisches 
System geben. Daher haben wir vor der 
Wahl zusammen mit der Fédération Na-
tionale de la Mutualité Française in einem 
Manifest zu einem solidarischeren und in-
tegrativeren Europa aufgerufen. Das neu 
Parlament und die neue Kommission müs-
sen dafür sorgen, dass alle Europäer Zu-
gang zu Arzneimitteln zu bezahlbaren Prei-
sen haben – unter Einhaltung von höchsten 
Qualitätsstandards. Europa ist ein Markt 
von rund 500 Millionen Menschen, diesen 
darf man nicht dem freien Spiel der Kräfte 
überlassen, sondern muss ein soziales Euro-
pa schaffen. Wir müssen dabei sehr wohl 
deutsche Interessen wahrnehmen, aber 
immer auch nach Kompromissen suchen.

Wie sehen die Herausforderungen aus, die 
auf die EU in der Gesundheitspolitik in den 
nächsten Jahren zukommen?
Es sind drei große Herausforderungen: Ers-
tens muss die EU Standards entwickeln, 
auf deren Grundlage die Menschen mit di-
gitalen Anwendungen sicher kommunizie-
ren können, mit der einheitlichen elekt-
ronischen Patientenakte genauso wie mit 
Gesundheits-Apps. Zum anderen zeigt die 

Entwicklung, dass selbst die leistungs-
fähigsten Länder, wie Deutschland, bei der 
aktuellen Zunahme hochpreisiger Arznei-
mittel irgendwann an ihre Grenzen stoßen 
werden. Deshalb müssen wir Lösungen fin-
den, wie ein gleicher und gerechter Zugang 
zu solchen Behandlungsformen geschaffen 
werden kann. Es wird nicht leicht sein, hier 
voranzukommen. Eine Lösung setzt voraus, 
dass unsere hohen Standards der Nutzen-
bewertung und der damit verbundenen 
Preisbildung durch eine europäische Rege-
lung nicht ausgehöhlt werden.

Als letzten und wichtigsten Punkt muss 
die EU Wege finden, wie Gesundheits-
systeme, die durch die Finanzkrise schwer 
in Mitleidenschaft gezogen wurden, wieder 
aufgebaut werden können. Auf Solidarität 
basierende Systeme, wie die Mutualitäten, 
haben sich in der Krise als äußerst resistent 
erwiesen und könnten einen wichtigen Bei-
trag dazu leisten.

Das Thema gute Pflege im Alter bewegt die 
Menschen sehr. Was sieht das Manifest vor? 
Wo kann Deutschland von anderen europäi-
schen Ländern lernen?
Alle sind Suchende auf diesem Gebiet, denn 
überall in Europa altern die Gesellschaften. 
Es ist zum einen wichtig, die Forschungs-
förderung, auch zu digitalen Pflege-
angeboten, zu intensivieren. Zum ande-
ren muss es darum gehen, häusliche und 
gemeindebasierte Pflege zu unterstützen, 
ohne den Zugang zu stationärer Versorgung 
zu beschränken. Dazu gibt es zum Beispiel 
in Dänemark und in den Niederlanden Er-
fahrungen mit interessanten Konzepten wie 
beispielsweise das niederländische „Bu-
urtzorg“-Modell in der ambulanten Pflege. 

Auch wenn nicht alles 1:1 auf Deutschland 
übertragbar ist, sollen positive Aspekte da-
raus ausprobiert und gefördert werden.

Außerdem gilt es, die Arbeitsbe-
dingungen bei formeller und informeller 
Pflege durch EU-Recht zu verbessern, 
gesundheitspolitisch genauso wie renten-
rechtlich und unfallrechtlich. Gleichzeitig 
muss die soziale Langzeitpflege gegenüber 
marktwirtschaftlichen Lösungen gestärkt 
werden, um Ungleichheiten beim Zugang 
zu verhindern. Wenn wir immer mehr ab-
rutschen in rein marktwirtschaftliche Lö-
sungen, dann droht ein Auseinanderklaffen 
der Lebensqualität im Alter in dramati-
schem Umfang. Das müssen wir verhindern.

Was wäre Ihr Wunsch: Wo soll Europa in 
Zukunft stehen?
Das Ziel ist ein gemeinsames Europa unter 
Respektierung nationaler Unterschiede. 
Entweder wir werden ein gemeinsames 
Staatengebilde – oder wir scheitern. Wir 
können unseren Wohlstand nur gemeinsam 
halten. Meine Hoffnung ist die Generation 
derer, die jetzt jung sind. Ein größerer Teil 
von ihnen hat viel von Europa gesehen, auf 
Reisen, beim Studium oder über den Job. 
Gerade diese Generation hat Europa und 
die europäische Idee viel besser verinner-
licht als Generationen zuvor.  

CHRISTIAN ZAHN, seit 2014 Präsident der Association 
Internationale de la Mutualité (AIM), dem größten 
Zusammenschluss von Krankenversicherern auf 
Gegenseitigkeit in Europa. Der vdek ist dort Mitglied.
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F A I R E - K A S S E N W A H L - G E S E T Z

Regional starke Ersatzkassen  
fordern fairen Wettbewerb
Seit seiner Veröffentlichung wird der Entwurf des Faire-Kassenwahl-Gesetzes kontrovers  
diskutiert. Vor allem die geplante Organisationsreform der regionalen Krankenkassen sorgt  
für eine sehr emotionale Auseinandersetzung.

D
ie Bundesrepublik Deutschland 
ist ein Bundesstaat, eingebettet 
in das geeinte Europa und mit 
einer ausgeprägten vertikalen Ge-

waltenteilung zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen. In einer solchen Struktur sind 
die Kompetenzen zwischen den föderalen 
Ebenen in der Regel nach dem Subsidiari-
tätsprinzip verteilt. Dabei gilt der Vorrang 
der kleineren Einheit beziehungsweis der 
Grundsatz, dass nur das auf die nächst hö-
here Ebene wandert, was auf der unteren 
Ebene nicht (mehr) sinnvoll bearbeitet wer-
den kann.

Soweit der Grundsatz! Die Wirklich-
keit ist deutlich komplexer und von einem 
unübersichtlichen Geflecht aus sich über-
schneidenden politischen und finanziel-
len Zuständigkeiten geprägt. Umso wichti-
ger ist es, hier eine gute Balance zwischen 
Bundes- und Landeskompetenzen zu fin-
den und vor allem regionale und örtliche 
Belange in geeigneter Weise zu berück-
sichtigen. Das gilt in hohem Maße auch für 
die Gesundheitsversorgung. Ambulante 
und stationäre Versorgung spielen sich vor 
Ort ab. Auch wenn die Finanzmittel bundes-
weit erhoben und (um-)verteilt werden, gilt 
im Gesundheitswesen das eherne Prinzip 
der ortsnahen Versorgung.

Behauptung wider besseren Wissens

In der aktuellen politischen Debatte über 
das Faire-Kassenwahl-Gesetz wird land-
auf und landab der Eindruck erweckt, als 
seien nur die Regionalkassen in der Lage, 
regionale Versorgung sicherzustellen. Ohne 
Zweifel eine Behauptung wider besseren 
Wissens. Denn obwohl die Einnahmen der 

Krankenkassen bundesweit erhoben, in 
einen nationalen Gesundheitsfonds ver-
waltet und nach den Kriterien des morbidi-
tätsorientierten Risikostrukturausgleichs 
(Morbi-RSA) umverteilt werden, fließen 
die Finanzmittel aller Krankenkassen, auch 
der bundesweit tätigen, in die wohnortnahe 
Versorgung. Dorthin, wo das Geld der Ver-
sicherten zur Aufrechterhaltung der ambu-
lanten und der stationären Versorgung in 
den Städten, den Gemeinden und im länd-
lichen Raum gebraucht wird.

Sichergestellt wird das über ein System 
von regional verhandelten Honorar- und 
Versorgungsverträgen. Die Arzt-Honorare, 
die Zahnarzt-Honorare, die zentralen Para-
meter der Krankenhausfinanzierung, die 
Pflegesätze, die Ausbildungsfonds etc. wer-
den seit Jahrzehnten wie selbstverständ-
lich regional im Verbund aller gesetzlichen 
Krankenkassen verhandelt und auf die Be-
sonderheiten der regionalen Versorgung 
zugeschnitten. In all diesen Leistungs-
bereichen tragen die Ersatzkassen je nach 
Bundesland zwischen 30 und 50 Prozent 
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der Finanzmittel bei. Marktanteilsbedingt 
zum Teil deutlich mehr als AOKen.

Hinzu kommt ein breites Geflecht von 
Selektivverträgen, mit dem die Ersatz-
kassen das Versorgungangebot für ihre 
Versicherten ergänzen. Allen voran Ver-
träge zur integrierten Versorgung, darüber 
hinaus Verträge zur hausarztzentrierten 
Versorgung oder Vereinbarungen im Rah-
men des Innovationsfonds. In Bayern 
haben die Ersatzkassen in den zurück-
liegenden allein 220 solcher besonderen 
Versorgungsverträge abgeschlossen.

Gewaltiger Beitrag der bundesweiten 
Krankenkassen für die regionale 
Versorgung

Das heißt, wer allein die AOK Bayern zum 
Garanten der regionalen Versorgung er-
klärt, verzerrt die Wirklichkeit und igno-
riert den gewaltigen Beitrag der bundes-
weit aufgestellten Krankenkassen für die 
regionale Versorgung. Fest steht: Ohne die 
Ersatzkassen und die Beitragsgelder der 
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Mehr als 10,3 Millionen Euro  
für Selbsthilfe in Bayern
Die Selbsthilfe ist eine bedeutende Stütze für chronisch Kranke und 
ihre Angehörigen. Durch gegenseitige Hilfe meistern die Betroffenen 
die Folgen ihrer Erkrankungen, sprechen sich gegenseitig Mut und 
Kraft im alltäglichen Leben zu. Daher ist es ein großes Anliegen der 
gesetzlichen Krankenkassen und ihrer Verbände, dieses Engagement 
weiterhin zu stärken und finanziell zu unterstützen. In den zurück-
liegenden Jahren ist die Selbsthilfe zu einem unentbehrlichen Teil der 
medizinischen Versorgung im Lande geworden.

D
ie Selbsthilfeförderung in Bayern 
ist für dieses Jahr erfolgreich ab-
geschlossen. Zum ersten Mal för-
dern die gesetzlichen Kranken-

kassen und ihre Verbände die Selbsthilfe 
mit mehr als 10,3 Millionen Euro. Im Ver-
gleich zum Vorjahr stieg die Gesamt-
förderung um mehr als 10 Prozent.

5,7 Millionen Euro – mehr als die Hälf-
te der Fördergelder – erhalten nach vor-
läufigen Ergebnissen die Selbsthilfe-
gruppen (2018: 5,3 Millionen Euro). Die 
Summe enthält die direkte Förderung 
der Selbsthilfegruppen (pauschal und 
projektbezogen) sowie die indirekte För-
derung der 13 Runden Tische in Bay-
ern, die die Förderung der Selbsthilfe-
gruppen unbürokratisch organisieren 
und abwickeln. Der Zuwachs der Förde-
rung der Selbsthilfegruppen beträgt 6,8 
Prozent gegenüber 2018. Gefördert wer-
den bayernweit insgesamt 2.310 Selbst-
hilfegruppen. Rein rechnerisch wird eine 
Selbsthilfegruppe in Bayern mit 2.150 
Euro durchschnittlich gefördert. Diese 
Summe ist um neun Prozent gegenüber 
dem Vorjahr gestiegen und ist bundes-
weit am höchsten.

Gestiegen ist auch die Förderung der 
Selbsthilfeorganisationen, die die an-
geschlossenen Selbsthilfegruppen be-
raten und vernetzen. 57 Selbsthilfe-
organisationen im Freistaat erhalten 
insgesamt 1,8 Millionen Euro, 24 Prozent 
mehr als im Vorjahr (2018: 1,4 Millionen 

Euro). Während die pauschale Förderung 
der Selbsthilfeorganisationen geringfügig 
das Vorjahresniveau überstieg, nahm die 
Projektförderung erfreulicherweise um 
mehr als 48 Prozent zu. Auch diese För-
derung kommt indirekt den Selbsthilfe-
gruppen zugute.

Die wichtige Arbeit der 34 Selbst-
hilfekontaktstellen in Bayern wird in 
diesem Jahr mit knapp 2,8 Millionen Euro 

 unterstützt. Das sind 10 Prozent mehr als 
im Vorjahr (2018: 2,5 Millionen Euro). 
Die Selbsthilfekontaktstellen helfen den 
Selbsthilfegruppen bei der Gründung 
und in ihrer täglichen Arbeit. Sie ver-
treten die Interessen der Selbsthilfe in 
der Öffentlichkeit und im politischen Be-
reich sowie fördern die Kooperation der 
Selbsthilfe mit Ärzten, Krankenhäusern 
und Apotheken.  
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Ersatzkassenversicherten wäre die hoch-
wertige, wohnortnahe Versorgung im Frei-
staat Bayern längst zusammengebrochen.

Umso wichtiger ist es, dass die Wett-
bewerbsnachteile der Ersatzkassen im 
Verhältnis zu den AOKen schnellstmög-
lich beseitigt werden. Der Entwurf des 
Faire-Kassenwahl-Gesetzes enthält hier-
zu wichtige Ansatzpunkte und es ist höchs-
te Zeit, diese Reformschritte auch aktiv 
umzusetzen. Zum einen, was die Nach-
justierung des Morbi-RSA betrifft und zum 
anderen, was die bundesweite Öffnung der 
Regionalkassen angeht. Im Rahmen der 
Morbi-RSA-Reform plädieren die Ersatz-
kassen mit Vehemenz für die Einführung 
einer Regionalkomponente. Regionale 
Disparitäten in der Versorgungsdichte und 
im Versorgungsangebot müssen dringend 
im Rahmen des internen Verteilmechanis-
mus innerhalb der Gesetzlichen Kranken-
versicherung ausgeglichen werden. Nur 
so können die Ersatzkassen auch in Zu-
kunft ihrer regionalen Versorgungsver-
antwortung gerecht werden.

Für eine faire Wettbewerbsordnung

Was das Thema Öffnung der Regional-
kassen betrifft, geht es ebenfalls unmittel-
bar um faire Wettbewerbsbedingungen. 
Die Ersatzkassen leiden seit Jahren unter 
der unterschiedlichen Aufsichtspraxis von 
Bundesversicherungsamt und Landes-
aufsichten. Hier ist dringend Abhilfe not-
wendig. Und nochmals: Eine Öffnung der 
AOKen würde keinerlei nennenswerte 
Einbußen bezüglich der regionalen Ver-
sorgung nach sich ziehen. Wie am Bei-
spiel der Ersatzkassen seit Jahrzehnten 
belegt, bedeutet bundesweite Aufstellung 
eben keineswegs Vernachlässigung der 
Regionalität. Wer den Versicherten einen 
freien und fairen Zugang zu allen Kranken-
kassen gewährt, schafft nicht nur grö-
ßere Wahlfreiheit, sondern vollendet 
das, was mit dem historischen Lahn-
stein-Kompromiss Anfang der 90er Jahre 
begann, nämlich den Aufbau einer fairen 
Wettbewerbsordnung in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung.  



bayern

Schwerstkranke und sterbende Men-
schen wünschen sich, die letzte Phase 
ihres Lebens zu Hause verbringen zu 
können. Diesen Wunsch ermöglicht in 
vielen Fällen der Einsatz von ehren-
amtlichen Helfern, die sich in den am-
bulanten Hospizdiensten engagieren. 
Die Sterbebegleiter unterstützen mit 
ihrem psychosozialen Beistand die 
Betroffenen und ihre Angehörigen in 
einer sehr schwierigen Situation. In 
Bayern gibt es mittlerweile 114 am-
bulante Hospizdienste mit insgesamt 
rund 6.185 ehrenamtlichen Hospiz-
helferinnen und -helfern.

Die Gesetzliche Krankenver-
sicherung fördern sie mit den Zu-
schüssen, die für Aus- und Weiter-
bildung des Personals und für 
die Sachkosten wie Mieten, Ver-
sicherungen und Fahrkosten ver-
wendet werden. Diese Förderung 
steigt von Jahr zu Jahr. Allein die 
Ersatzkassen in Bayern unterstützen 
die ambulanten Hospizdienste mit 
4,78 Millionen Euro in diesem Jahr, 
das sind 747 Tausend Euro mehr als 
2018. Ein Plus von 18,5 Prozent.

Das Engagement von ehrenamt-
lichen Hospizhelferinnen und -helfer 
ist ein Ausdruck der Humanität, der 
die höchste Wertschätzung der Ersatz-
kassen verdient. Sie sehen daher ihre 
Verpflichtung darin, die von diesen 
Menschen erbrachten Leistungen an-
zuerkennen und zu unterstützen.

Die Wanderfotoausstellung des Ver-
bandes der Ersatzkassen „DAS 
KANN SELBSTHILFE!“ war ein gro-

ßer Erfolg auf der Landesgartenschau 
in Würzburg im letzten Sommer. Die be-
sonders ausdrucksstarken Bilder wer-
den als Dauerleihgabe in den öffentlichen 
Räumlichkeiten des Sozialreferats der 
Stadt Würzburg ausgestellt.

Die Stadt Würzburg kann mit Fug und 
Recht als Hauptstadt und Hochburg der 
Selbsthilfe in Bayern bezeichnet werden. 
Hier residieren die Selbsthilfekoordination 
Bayern und der Verein der Selbsthilfe-
kontaktstellen. Über den im Aktivbüro 
der Stadt Würzburg angesiedelten Run-
den Tisch Unterfranken werden fast 360 
Selbsthilfegruppen von den Kranken-
kassen gefördert. Das ist gut ein Sechstel 
aller bayerischen Selbsthilfegruppen.

F O T O A U S S T E L L U N G  S E L B S T H I L F E

Dauerleihgabe für die 
Stadt Würzburg

A M B U L A N T E  H O S P I Z D I E N S T E

Ersatzkassen  erhöhen 
 Förderung auf  
4,78 Millionen Euro

NACH DER ÜBERGABE DER BILDER: Theresa Keidel, 
SeKo Bayern, Dr. Hülya Düber Sozialreferentin 
der Stadt Würzburg, Dr. Sergej Saizew, vdek, und 
 Christian Holzinger, Aktivbüro (v. l. n. r.).
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Im Gutachten arbeitet die Monopol-
kommission die wichtigsten Wett-
bewerbsdefizite im gesetzlichen und 
privaten Krankenversicherungssystem 
heraus und formuliert Empfehlun-
gen. Im Bereich der GKV betreffen 
diese insbesondere die Stärkung des 
Selektivvertragswettbewerbs, die ef-
fizientere Gestaltung des Risiko-
strukturausgleichs und die Aufsicht 
über die Kassen. In der PKV wer-
den die Steigerung des Bestands-
kundenwechsels, die Öffnung der GOÄ 
und bei Unternehmenszusammen-
schlüssen thematisiert.

Monopolkommission (Hg.) 
Stand und Perspektiven des 
Wettbewerbs im deutschen 
Krankenversicherungssystem 
2017, IX, 171 S., € 46  
Nomos Verlagsgesellschaft, 
Baden-Baden

Experten aus Wissenschaft, Politik, 
und Gesundheitswesen skizzieren 
die aktuelle Lage der stationä-
ren Versorgung in Deutschland 
sowie Trends und Anforderungen 
an eine zukünftige Krankenhaus-
landschaft im Jahr 2030. Neben 
neuen Handlungsfeldern wie dem 
digitalen Krankenhaus, der Quali-
tät als Wettbewerbsfaktor und 
der Kultursensibilität diskutieren 
Experten über Themen wie Kranken-
hausstruktur und -planung, In-
vestitionsstau, Mengendruck, das 
DRG-System, MDK-Prüfungen und 
Versorgungsmodelle der Zukunft.

Janssen und Augurzky (Hg.) 
Krankenhauslandschaft in 
Deutschland – Zukunfts-
perspektiven, Entwicklungs-
tendenzen, Handlungsstrategien 
2018, 296 S., € 49 
W. Kohlhammer GmbH, Stuttgart

B Ü C H E R

Wettbewerb  
in der GKV

Lage der stationären 
Versorgung
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